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Israel will deutsche
U-Boote kaufen

Jerusalem. Israel plant den Kauf
von weiteren hochmodernen
U-Booten aus Deutschland. Der
stellvertretende Sprecher der Bun-
desregierung, Georg Streiter, sagte
gestern, Israel denke über die An-
schaffung weiterer U-Boote nach,
die ab 2027 die dann in die Jahre
gekommenen Boote der ersten
Tranche ersetzen sollten. Der israe-
lischen Zeitung „Maariv“ zufolge
handelt es sich um drei U-Boote.
Das Geschäft habe einen Umfang
von 1,2 Milliarden Euro. afp

Strengere Regeln
für Leiharbeit

Berlin. Unternehmen wird es künf-
tig erschwert, Leiharbeiter als billi-
ge Arbeitskräfte dauerhaft auszu-
nutzen. Der Bundestag verabschie-
dete gestern nach jahrelanger De-
batte ein Gesetz von Arbeitsminis-
terin Andrea Nahles (SPD) gegen
Missbrauch von Leiharbeit und
Werkverträgen. dpa

Tote bei Angriff
auf Flüchtlingsboot
Rom. Bei einem bewaffneten An-
griff auf ein Flüchtlingsboot vor
der Küste Libyens sind nach Anga-
ben der deutschen Hilfsorganisati-
on Sea-Watch gestern vier Men-
schen getötet worden. Bis zu
25 Flüchtlinge würden noch ver-
misst, sagte ein Sea-Watch-Sprecher
in Rom. Die Angreifer näherten
sich demnach in der Nacht an Bord
eines Schiffs mit Abzeichen der li-
byschen Küstenwache dem in See-
not geratenen Flüchtlingsboot. Auf
die Flüchtlinge hätten sie mit
Knüppeln eingeschlagen. afp

Dündar-Attentäter
aus Haft entlassen
Istanbul. Gut fünf Monate nach ei-
nem Attentat auf den regierungs-
kritischen Journalisten Can Dün-
dar in der Türkei ist der Schütze
aus der Untersuchungshaft freige-
lassen worden. Das entschied das Is-
tanbuler Gericht gestern. Demnach
wird der Prozess gegen den Attentä-
ter wegen „vorsätzlicher Körperver-
letzung“ am 15. Dezember fortge-
führt. Die Beweisaufnahme sei zum
großen Teil abgeschlossen. Ein Ur-
teil ist damit am nächsten Verhand-
lungstag wahrscheinlich. Der Mann
hatte vor dem Gerichtsgebäude auf
Dündar geschossen, ihn jedoch ver-
fehlt. Der in der Türkei wegen Ver-
öffentlichung geheimer Unterlagen
verurteilte Journalist hält sich der-
zeit in Deutschland auf. dpa

„Was getan wurde, ist nicht genug“
Unabhängige Kommission will gegen den sexuellen Missbrauch von Kindern vorgehen

Täter, die Kinder sexuell miss-
brauchen, kommen sehr häufig
aus dem näheren Umfeld der be-
troffenen Mädchen und Jungen
und erschleichen sich ihr Ver-
trauen.

VON DIETER HINTERMEIER

Frankfurt/Berlin. Diese Straftaten
sind einfach nur schockierend und
wühlen die Öffentlichkeit immer
wieder aufs Neue auf. Das sind die
Fälle, bei denen Kinder sexuell
missbraucht wurden.Wie diese: Im-
mer wieder hat der Mann kleine
Mädchen missbraucht und dabei
auch gefilmt, die jüngsten Opfer
waren gerade einmal drei Jahre alt.
Seine Verbrechen muss der 57-jäh-
rige Nordhesse mit zwölf Jahren
Haft und anschließender Sicher-
heitsverwahrung büßen. In anderen
Fällen, die sich in der Rhein-Main-
Region abspielten, verging sich ein
Vater jahrelang an seinem eigenen,
kleinen Sohn. Ein anderer Mann
nutzte seine Rolle als „Stiefvater“
aus, um die kleinen Töchter seiner
Partnerinnen zu missbrauchen.
„Das Ausmaß sexuellen Kindes-
missbrauchs wird stark unter-
schätzt. Dazu trägt auch die Tabui-
sierung des Themas bei – vor allem
in Familien. Sexueller Kindesmiss-
brauch findet am häufigsten im fa-
miliären Umfeld statt. Diese mah-
nende Worte sagt Sabine Andresen
im Gespräch mit dieser Zeitung.
Die Frankfurter Professorin ist Vor-
sitzende der Anfang des Jahres ins
Leben gerufenen „Unabhängigen
Kommission zur Aufarbeitung des
sexuellen Kindesmissbrauchs“ des
Deutschen Bundestages. Die Welt-
gesundheitsorganisation (WHO), so
Andresen weiter, gehe von rund 18
Millionen Minderjährigen aus, die
in Europa von sexueller Gewalt jeg-
licher Art betroffen seien. „Das sind
auf Deutschland übertragen rund
eine Million Mädchen und Jun-
gen“, so die Expertin.

Strukturen aufdecken
Aufgabe der Kommission ist es Aus-
maß, Art, Ursachen, Konstitutions-
bedingungen und Folgen von sexu-
ellem Missbrauch in der Bundesre-
publik und der DDR zu untersu-
chen. „Wir sind international die
erste Kommission, die sexuellen
Kindesmissbrauch auch durch Fa-
milien und nicht nur in institutio-
nellen Einrichtungen in den Blick
nimmt“, erklärt Andresen. Eine der
zentralen Aufgaben sei es hierbei,
Betroffene anzuhören. „Jede und je-
der Betroffene kann sich bei uns
melden, um angehört zu werden. In
einem geeigneten Rahmen schaffen
wir die Möglichkeit, auch verjähr-
tes Unrecht mitzuteilen. Wir wer-
den außerdem Strukturen aufde-

cken, die Missbrauch in der Ver-
gangenheit ermöglicht und Aufar-
beitung verhindert haben. Daraus
sollen Schlüsse gezogen werden,
um präventiv zu wirken“, so die
Wissenschaftlerin.
Zu Beginn des Monats hat die
Kommission mit den ersten ver-
traulichen Anhörungen begonnen.
Weitere sollen im November und
Dezember folgen. „Um möglichst
viele Betroffene anhören zu kön-
nen, haben wir ein Team von An-
hörungsbeauftragten gebildet, die
neben den Kommissionsmitglie-
dern deutschlandweit vertrauliche
Anhörungen durchführen kön-
nen“, sagt Andresen. Ein weiterer
wichtiger Schritt sei dann das öf-
fentliche Hearing mit dem Schwer-
punkt Familie am 31. Januar 2017.
„Mit dieser öffentlichen Anhörung
wollen wir auf das Tabuthema auf-
merksam machen und eine breite
Öffentlichkeit erreichen“, so die
Kommissions-Vorsitzende.

Pädophile Neigungen
In Hessen wurden im vergangenen
Jahr rund 798 Fälle von sexuellen
Missbrauchs polizeilich verfolgt,
davon wurden 694 Fälle aufgeklärt,
wie das Hessische Innenministeri-
um mitteilte. In den vergangenen
zehn Jahren wurden in 2012 die
meisten Fälle von sexuellen Kindes-
missbrauchs aktenkundig. Vor vier
Jahren waren es 1119 angezeigte
Straftaten. In 1001 Fällen wurden
damals die Täter ermittelt.
„Die Täter kommen aus allen

sozialen Schichten. Das kann der
gutsituierte Professor, der in einer
Jugendstilvilla wohnt, genauso sein
wie der Hartz-IV-Empfänger“, sagt
Friederike Vilmar, Fachanwältin für
Strafrecht in Frankfurt. Bei den Tä-
tern, so Vilmar weiter, lägen in vie-
len Fällen pädophile Neigungen
bereits vor. Erwachsene Täter hät-
ten diese „Neigungen meistens für
sich schon gefunden“. Aber unter
den Straftätern gäbe es auch Ju-
gendliche beziehungsweise Heran-
wachsende, die sich in dieser Hin-
sicht erst einmal „ausprobierten“.
Die Opfer der Täter stammen
häufig aus dem familiären, freund-
schaftlichen, nachbarschaftlichen,
in jedem Fall vertrauten Umfeld.
„Viele Täter suchen das Vertrauen
und die Nähe der späteren Opfer“,
sagt die Strafverteidigerin. Der „be-
rühmte schwarze Mann“, der Kin-
der missbrauche, sei eher ein Ein-
zelfall in der Realität.
Bei den Verhandlungen in die-

sen Fällen komme es darauf an,
dass die Aussage des Kindes „glaub-
haft und konsistent“ sei, so die Ju-
ristin. In nicht wenigen Fällen sei
ein „Glaubwürdigkeitsgutachten“
notwendig, das dann für das Urteil
häufig ausschlaggebend sei, gerade

wenn es sich um eine Aussage ge-
gen Aussage-Situation handele.
Kritikwürdig ist nach Ansicht

von Vilmar die Dauer der Verfah-
ren in solchen Fällen, die mitunter
drei Jahre und mehr bis zu einem
rechtskräftigen Urteil dauerten.
„Auch der Täter hat ein Recht auf
ein schnelles Verfahren“, sagt die
Anwältin, die es als positiv erachtet,
dass der sexuelle Missbrauch von
Kindern heute nicht mehr unter
den Teppich gekehrt werde. Wie ge-
schehen in der Odenwaldschule
und der katholischen Kirche.
Alfred Huber ist Chef des Weis-

sen Rings im Kreis Offenbach, der
bekannten Organisation, die sich
um die Opfer von Verbrechen küm-
mert. Für ihn steht fest, dass es im
Falle des sexuellen Kindesmiss-
brauchs eine „große Dunkelziffer“
gibt. Um solche Straftaten an das
Licht der Öffentlichkeit zu bringen,
fordert er die „Umgebung der Kin-
der“ auf, die notwendige Aufmerk-
samkeit walten zu lassen, damit es
nicht erst zu solchen Verbrechen
komme.
Um diesen Straftaten Einhalt zu
gebieten, setzen die Verantwortli-
chen im Hessischen Innenministe-

rium auch auf Prävention. „Die
Landesregierung hat bereits 2012
einen Aktionsplan verabschiedet.
Das Ministerium für Soziales und
Integration fördert vor allem Kurse
und Workshops für Einrichtungen
der Jugendhilfe sowie Einrichtun-
gen für Menschen mit Behinde-
rung sowie zum Beispiel Fortbil-
dungen zur Kinderschutzfachkraft
mit rund 150.000 Euro jährlich“, er-
läutert Ministeriumssprecher Mi-
chael Schaich. Mit speziellen Fort-
bildungen würden darüber hinaus
Leitungskräfte und Mitarbeiter sen-
sibilisiert und geschult.

Prävention ist gefragt
Auch die hessische Polizei sei auf
regionaler Ebene in den unter-
schiedlichsten Gremien, unter an-
derem „Runden Tischen“, regiona-
len Präventionsräten und Ausschüs-
sen vertreten. Die Polizei stehe
ebenfalls mit den regionalen Bera-
tungsstellen und Hilfsorganisatio-
nen (zum Beispiel Jugendämtern,
ProFamilia, Frauenhilfeeinrichtun-
gen, Kinderschutzbund, Wildwas-
ser) in einem regelmäßigen inter-
disziplinären Austausch. Auch brin-
gen sich die polizeilichen Experten

in gemeinsamen Arbeitsbespre-
chungen und Arbeitskreisen, insbe-
sondere mit Kindergärten, Schulen
oder Kindertagesstätten, ein.
Zudem führten die Mitarbeiter

der zentralen polizeilichen Jugend-
koordination Informationsveran-
staltungen an Schulen zum Thema
„Sexueller Missbrauch“ durch. Ins-
besondere sollten bei diesen Fach-
vorträgen eine Sensibilisierung der
Eltern und Lehrer für das Thema
erfolgen, sowie Hilfsmöglichkeiten
aufgezeigt werden.
„Die Polizeiliche Kriminalstatis-

tik (PKS) verzeichnet für das Jahr
2015 in Deutschland rund 12.000
Fälle von sexuellem Kindesmiss-
brauch, von denen rund 75 Prozent
Mädchen und 25 Prozent Jungen

betroffen sind, nicht einberechnet
die Fälle von sexuellem Missbrauch
von Jugendlichen und Schutzbe-
fohlenen, Kinder- und Jugendpor-
nografie und Cybergrooming. Das
Dunkelfeld liegt weitaus höher“,
bringt Sabine Andresen das brisan-
te Thema noch einmal auf den
Punkt. Sie ist sich sicher, dass die
Aufarbeitung dieser Straftaten eine
größere Öffentlichkeit braucht.
„Die genannten Zahlen sprechen
für sich. Jedes missbrauchte Kind
ist eins zu viel. Damit sich das än-
dert, muss eine gesamtgesellschaft-
liche Sensibilisierung in Gang ge-
bracht werden. Was bisher getan
wurde, ist nicht genug“, so die Fest-
stellung der Kommissions-Vorsit-
zenden.

Engagiert: die Frankfurter Professorin Sabine Andresen. Sie ist Vorsitzende der Anfang des Jahres ins Leben gerufenen „Unabhängigen Kommission zur
Aufarbeitung des sexuellen Kindesmissbrauchs“ des Deutschen Bundestages. Foto: dpa

I N F O Hilfe für die Betroffenen

Waren Sie in Ihrer Kindheit oder
Jugend sexueller Gewalt ausgesetzt?
Die Aufarbeitungskommission ist
sehr an Ihrer Erfahrung interessiert.
Sie erreichen die Kommissions-Mit-
arbeiter unter der Rufnummer
08004030040. Via Telefon können
Sie anonym, vertraulich und

kostenfrei über Ihre Erfahrungen
sprechen. Die Kontaktaufnahme
kann außerdem auch über E-Mail
erfolgen:kontakt@aufarbeitungs-
kommission.de. Informationen
über die Arbeit der Kommission
auf:
www.aufarbeitungskommission.de

Metropolen am Scheideweg
Städte sollen der Schlüssel sein, um die Probleme des Planeten in den Griff zu bekommen

Dieses Jahrhundert gehört der
Stadt: Bis zum Jahr 2050 leben
laut einer Prognose etwa 70 Pro-
zent der Menschheit in Städten.
Auf einer Konferenz in der ecua-
dorianischen Hauptstadt Quito
beraten Experten aus 160 Ländern
darüber, wie die daraus entstehen-
den Probleme gelöst werden kön-
nen – und ob die Metropolen
künftig mehr Macht bekommen
sollten.

VON KLAUS SPÄNE

Quito. Eigentlich mutete die Situa-
tion fast schon bizarr an. Während
in Syrien das Regime von Diktator
Assad, derzeit dabei ist, tatkräftig
unterstützt von Russland, Teile der
Millionenmetropole Aleppo dem
Erdboden gleichzumachen, beschäf-
tigten sich diese Woche in der ecua-
dorianischen Hauptstadt Quito De-
legierte aus insgesamt 160 Ländern
mit der Zukunft der Städte dieser
Welt.
Dennoch führte an Habitat III,
der dritten Auflage des Weltsied-
lungsgipfels, kein Weg vorbei. Dafür
sprechen die Fakten eine zu deutli-
che Sprache: Obwohl die Städte nur
zwei Prozent der globalen Fläche
einnehmen, sind sie für 70 Prozent
der weltweiten Treibhausgase ver-
antwortlich und produzieren 60
Prozent des Mülls.
Und in Zukunft werden die Pro-

bleme noch zunehmen. Nach einer
Prognose des UN-Städteprogramms
Habitat werden bis zum Jahr 2050
etwa 70 Prozent der Menschheit in
Städten leben. Wem das zu abstrakt
ist, ein Beispiel aus der Region: Al-

lein Frankfurt soll in 15 Jahren auf
785000 Einwohner anwachsen, an-
dere Voraussagen sprechen sogar
von über 810000 Menschen – mit
der Folge, dass laut einer Studie bis
zum Jahr 2030 rund 90000 Woh-
nungen fehlen werden. Und das ist
im Vergleich zur Entwicklung in
Asien und Afrika noch wenig, da
dort die Verstädterung wesentlich
rasanter voranschreitet und die Me-
gacitys noch mehr aus allen Nähten
platzen.

An der Frontlinie
„Wir sind diejenigen, die an der
Frontlinie sind“, unterstrich denn
auch Denis Coderre, Bürgermeister
der kanadischen Metropole Mont-
real“, die Situation in einer leiden-
schaftlichen Rede und fügte hinzu:
„Wir befinden uns an einem Schei-
deweg.“
Coderre sprach in Quito auf der

World Mayors Assembly, der Ver-
sammlung der Bürgermeister dieser
Welt. Und das mit gutem Grund,
denn die Städte sollen der Schlüssel
sein, um die Probleme des Planeten
in den Griff zu bekommen. Das
Zauberwort dabei lautet nachhalti-
ge Entwicklung, die mit der in Qui-
to verabschiedeten „New Urban
Agenda“ garantiert werden soll.
Konkret geht es darum, dem Kli-
mawandel zu begegnen und gleich-
zeitig all die Probleme in den Griff
zu bekommen, mit denen sich die
Städte und ihre Bewohner jetzt
schon herumschlagen müssen als da
wären: Arbeitslosigkeit, Armut, Ge-
schlechterungleichheit, bezahlbaren
Wohnraum, öffentliche Basisdienst-
leistungen wie Wasser- und Strom-

versorgung, Abfallentsorgung oder
Sicherheit vor Kriminalität. Gleich-
zeitig soll die Rolle der Städte ge-
genüber den nationalen Regierun-
gen gestärkt werden. All das haben
die Vereinten Nationen in der
23-seitigen Städteagenda niederge-
schrieben. „Erstmals in der Ge-
schichte haben wir ein Instrument
für die urbane Planung“, bejubelte
UN-Habitat-Chef Joan Clos die
neue urbane Agenda.
Schön und gut, dennoch müssen
die Mitgliedsstaaten der UN in den
nächsten Jahren erst noch beweisen,
dass das Papier auch das Geld wert
ist, auf dem es geschrieben ist. Un-
klar ist vor allem, ob die Städte von
den jeweiligen nationalen Regierun-
gen genügend in die Umsetzung der
Agendaziele einbezogen werden res-
pektive, ob sie mit den nötigen fi-
nanziellen Mitteln ausgestattet wer-
den und selbst darüber entscheiden
können, wofür sie verwendet wer-
den.

Gravierende Probleme
„Wir wünschen uns eine eigene Fi-
nanzhoheit wie in Deutschland
auch für andere Länder“, sprach
Evas Lohse, Präsidentin des Deut-
schen Städtetags und Oberbürger-
meisterin von Ludwigshafen, ein
Problem an. Gleichzeitig wies sie
darauf hin, dass es auch in Deutsch-
land Kommunen mit gravierenden
finanziellen Problemen gebe. Lohse:
„Das unterhöhlt die Selbstverwal-
tung.“
Weiter gingen die Bürgermeiste-
rinnen von Barcelona, Madrid und
Paris. Sie forderten in Quito gleich
25 Prozent des nationalen Budgets

für die Stadtkassen und einen Zu-
gang zu internationalen Fördermit-
teln.
All das kann jedenfalls nur funk-
tionieren, wenn die Städte in Zu-
kunft – national wie international –
mehr Befugnisse bekommen und
nicht einfach von den Regierungen
als Befehlsempfänger betrachtet
werden.

Es bleiben Fragezeichen
Außerdem brauchen die Stadtober-
häupter auch mehr internationale
Beteiligungsmöglichkeiten, um glo-
bal Akzente setzen zu können. Hin-
zu kommt die Frage der Bürgerbe-
teiligung oder ein Problem, das in
der Agenda erst gar nicht erwähnt
wird und das vor allem westliche
Städte betrifft: Die Gefahr, dass In-
nenstädte in Zukunft veröden, weil
der zunehmende Internethandel im-
mer mehr Geschäfte in ihrer Exis-
tenz gefährdet. Auch hier hat die
Politik bisher keine Antworten ge-
liefert.
Unterm Strich bleiben also trotz

der guten Absichten weiterhin eini-
ge Fragezeichen hinter der urbanen
Agenda. Erst wenn diese überzeu-
gend beantwortet werden, kann
vielleicht eintreten, was Ada Colau
selbstbewusst bei der World Mayors
Assembly ankündigte: „Ich bin da-
von überzeugt, dass das 21. Jahrhun-
dert das Jahrhundert der Stadt sein
wird“, sagte Barcelonas Bürgermeis-
terin.

Unser Redakteur Klaus Späne war für
diesen Artikel in Quito – auf Einladung
der Deutschen Gesellschaft für die
Vereinten Nationen.

Bischöfe sehen
Ökumene gestärkt
Jerusalem. Die gemeinsame Pilger-
fahrt deutscher evangelischer und
katholischer Bischöfe ins Heilige
Land hat neue Impulse für die
Ökumene in Deutschland gebracht:
Dieses Fazit zogen die beiden Vor-
sitzenden der Deutschen Bischofs-
konferenz und des Rates der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland
(EKD), Kardinal Reinhard Marx
und Landesbischof Heinrich Bed-
ford-Strohm, gestern zum Ab-
schluss der Reise in Jerusalem. Den
beiden Kirchen in Deutschland als
dem Land, von dem „die Trennung
der Kirchen ausgegangen ist“,
kommt dabei nach Worten von
Marx „ein besonderer Auftrag“ zu,
sich weltweit für die Versöhnung
einzusetzen. Als Glücksfall bezeich-
nete Bedford-Strohm die Reise. kna

Gauck in Japan
Berlin. Bundespräsident Joa-
chim Gauck reist nach Japan.
Auf dem Programm des Besuchs
vom 13. bis 18. November stehen
unter anderem Gespräche mit
Kaiser Akihito. dpa


